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Einleitung 

Die vorliegende Untersuchung beschäftigt sich mit der Einwirkung des Verfas-
sungsrechts auf das Verhältnis zwischen Arzt und Patient. Das materielle Zentrum 
des Grundgesetzes und damit der staatlichen Ordnung insgesamt sind die Grund-
rechte. Nicht zuletzt durch den Einfluß des Bundesverfassungsgerichts  kommt 
den - bislang und überwiegend - vorbildhaft  knapp formulierten  Rechtssätzen weit-
reichende Wirkung in der gesamten Rechtsordnung und der Gestaltung der Gesell-
schaft zu. Auch die traditionell durch eine Betonung des beruflichen Ethos der Ärzte 
geprägte Behandlung der Patienten kann sich dem nicht entziehen. Recht und Me-
dizin werden oft als Antipoden angesehen und die fachlichen Auseinandersetzungen 
mit entsprechender Vehemenz geführt.  Ähnliche Vehemenz ist allerdings auch bei 
der Diskussion um die Zuweisung von Grundrechtsfunktionen  oder die Annahme 
verschiedener grundrechtlicher Gehalte zu beobachten. Dies ist damit zu erklären, 
daß die Grundrechtsauslegung nicht auf juristisch-dogmatische Auseinandersetzung 
reduziert werden kann, mit ihr vielmehr stets Staatsverständnisse verbunden sind. 

Die Zielsetzung der Arbeit ist die Hervorhebung und Stärkung der elementaren, 
auf Verfassungsebene verbindlich gewährleisteten Rechtsgüter Leben und körperli-
che Unversehrtheit, die zugleich Grundbedingungen persönlicher Existenz sind. 
Auch heutzutage werden diese noch oft und verschiedenartig gefährdet oder ver-
letzt. In der gesicherten rechtsstaatlichen Demokratie geraten allerdings neuartige 
Bedrohungen in das Blickfeld, die sich aus dem enormen wissenschaftlichen und 
technischen Fortschritt bei gleichzeitiger Tendenz des Staates zum bereichsweisen 
Rückzug ergeben. Die Rechtsgutsbeeinträchtigungen gehen weniger vom Staat als 
vielmehr von privatwirtschaftlicher  Tätigkeit aus, die - zumindest auch - unter der 
Prämisse der Gewinnerzielung steht. Biomedizin und die Entschlüsselung des 
menschlichen Genoms, um einen der schillerndsten Bereiche der modernen Medi-
zin zu nennen, sind in diesem Sinne auch ein Wachstumsmarkt, der von den betei-
ligten Medizinern, Forschungseinrichtungen und Unternehmen auch als solcher an-
gesehen wird. In die gleiche Richtung geht der von staatlicher oder politischer Seite 
oft eingebrachte Aspekt des Wirtschaftsstandortes.  Infolgedessen drohen Gefähr-
dungspotentiale unterschätzt oder gar heruntergespielt zu werden. Die beschriebene 
Einordnung stellt allerdings nur einen Aspekt einer übergeordneten Konfliktlage 
dar, was durch die ausufernde Zahl der Arzthaftungsprozesse  bestätigt wird.1 Auf 

1 Ulsenheimer , in: Laufs/Uhlenbruck, § 112 Rn. 1 ff.  nennt für 1999 eine Anzahl von 
6.000-8.000 Zivilklagen - Haftpflichtversicherer  sollen dagegen jährlich 15.000 Arzthaft-
pflichtfälle  zählen - und schätzt dies angesichts der Entwicklung der letzten 15 Jahre als revo-
lutionär ein. 
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der Seite der Kranken und Patienten dominiert die Hoffnung  auf Heilung oder Lin-
derung der Beschwerden durch bestehende oder zu entwickelnde Behandlungsmög-
lichkeiten. Sie vertrauen in die Kompetenz und moralische Verantwortung der Ärz-
te. In dem so zustande kommenden Spannungsfeld gilt es die Position des Staates 
und seiner Organe zu bestimmen. Inwieweit ist der Staat zum Handeln verpflichtet, 
inwieweit darf  er auf die Konfliktbewältigung durch gesellschaftliche Selbstregulie-
rung vertrauen? Inwieweit muß der Staat aktiv die körperlichen Rechtsgüter und das 
Selbstbestimmungsrecht der Patienten schützen, inwieweit können dagegen die 
ärztliche Berufs- und Therapiefreiheit, 2 die Standesautonomie des freien Arztberufs 
oder allgemein eine die Probleme nicht lösende „Verrechtlichung" des Gesundheits-
wesens eingewendet werden? 

Das Wohl der Patienten und Bürger muß das Anliegen von Staat und Ärzten sein. 
In diesem Sinne soll vorliegend keine Kluft zwischen staatlichen Organen und ärzt-
lichem Stand beschrieben oder herbeigeführt  werden, sondern es gilt ein Konzept zu 
entwickeln, in dem diese gemeinsam den Rechtsgüterschutz des Patienten verbes-
sern. Dies bedeutet die Einbindung, nicht die Ausgrenzung der Ärzte und ihrer fach-
lich kompetenten Standesvertretungen in Schutzmaßnahmen zu Gunsten der Patien-
ten, die sich jedoch im von der Rechts- und insbesondere Verfassungsordnung 
vorgegebenen Rahmen bewegen muß. In diesem Rahmen ist aus der Vertrauensbe-
ziehung zwischen Arzt und Patient auch eine Rechtsbeziehung geworden. Der freie 
Beruf der Ärzte wird rechtlich gestaltet, wobei die momentanen Hauptgestaltungs-
faktoren - zivil- und strafrechtliche  Arzthaftungsjudikatur,  Gesetzliche Krankenver-
sicherung und Standesvorgaben - oftmals weder den Interessen der Ärzte noch der 
Patienten entsprechen. Grundsätzlich erweist sich das Recht aber als durchaus 
brauchbares Instrument zur Erfassung medizinisch-wissenschaftlicher und ethisch-
moralischer Bereiche sowie zur Auflösung bestehender Interessenkonflikte.  Eine 
Präzisierung der rechtlichen Rahmenbedingungen stößt indes auf begriffliche 
Schwierigkeiten: Die Summe der objektiven rechtlichen Regelungen, die sich auf 
das Verhältnis zwischen Arzt und Patient beziehen, hat in der Literatur unterschied-
liche Bezeichnungen erfahren.  So spricht zum Beispiel Deutsch  von Arztrecht und 
erkennt neben diesem das Arzneimittelrecht oder das Recht der Medizinprodukte als 
gegenständliche Rechtsgebiete an.3 An anderer Stelle wird vom Gesundheitsrecht 
gesprochen,4 oder aber das Arztrecht als Kernstück des Gesundheitsrechts bezeich-
net.5 Inhaltlich beschreiben diese Begriffe  Regelungen, die sowohl die ärztliche Be-
rufsausübung unabhängig von deren Einordnung als freier  Beruf prägen, als auch 
die Position des Patienten betreffen.  Eine Schwäche des Begriffs  des Arztrechts ist 
daher seine Akzentuierung - räumt doch auch Deutsch  ein, daß der Patient interes-
sen- und wertungsjuristisch gleichberechtigt erscheint.6 Einigkeit besteht darüber, 

2 Früher „Kurierfreiheit";  vgl. Laufs , Arztrecht, Rn.41 ff.,  484ff.;  Francke , S. 56 ff.  m. w. Nw. 
3 Deutsch , Rn. 1. 
4 Z. B. E. Jung,  S. 110f. 
5 Laufs,  Arztrecht, Rn. 1. 
6 Deutsch , Rn. 1. 
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daß die rechtlichen Vorschriften,  die die Rahmenbedingungen für das Verhältnis 
zwischen Arzt und Patient darstellen, unübersichtlich oder zersplittert sind.7 Um so 
wichtiger ist daher die Herausarbeitung der tragenden Grundlagen und Zusammen-
hänge, die von zwei Seiten ausgehen kann. Die eine, mehr dem ärztlichen Selbstver-
ständnis entsprechend, ist die Einordnung der ärztlichen Standesethik als verbinden-
des Fundament.8 Die andere, hier verfolgte, ist die Rückführung auf verfassungs-
rechtliche Vorgaben. 

Die Besonderheit des Verhältnisses zwischen Arzt und Patient - dies zeigt schon 
der Blick auf die bestehende Gesetzeslage9 - ist seine Durchdringung der gesamten 
Rechtsordnung, die die herkömmliche Unterteilung in Zivilrecht, öffentliches  Recht 
und Strafrecht  zurücktreten läßt.10 Das Arzt-Patienten-Verhältnis ist von zahlrei-
chen Determinanten bestimmt, die im Laufe einer Behandlung und wie das Arzthaf-
tungsrecht zeigt, auch nach deren Abschluß zu berücksichtigen sind.11 Im Rahmen 
einer medizinisch indizierten Behandlung - Diagnose und Therapie - steht die Wie-
derherstellung der Gesundheit im Vordergrund, die jedoch vom Arzt nicht garantiert 
werden kann. In besonderen Bereichen, wie der künstlichen Fortpflanzung, dem 
Transplantations- oder Transfusionswesen, bestehen heute eigene Regelungen, die 
den Ablauf der Behandlung steuern, zum Teil aber bestimmte Maßnahmen auch 
ausschließen. Oftmals ist die Behandlung mit Eingriffen  in die körperliche Integrität 
verbunden; ist sie schwierig und riskant, begibt sich der Patient zu ihrer Durchfüh-
rung regelmäßig in ein Krankenhaus. Manche Behandlungen sind so riskant bezie-
hungsweise wenig erprobt, daß ihnen experimenteller Charakter zukommt. Die 
ganz überwiegende Zahl der Behandlungen ist zudem in das System der Gesetzli-
chen Krankenversicherung eingebettet. Hier ist der freiberufliche  Arzt Vertragsarzt, 
der Patient zumeist qua gesetzlicher Anordnung pflichtversichert.  Die Leistungs-
pflicht der Versicherung ist allerdings auf die Kosten der nicht autonom durchzufüh-
renden Behandlung beschränkt; steht ein ärztlicher Behandlungsfehler im Raum, ist 
der Patient trotz zunehmend zu beobachtender Unterstützung durch den Kranken-
versicherungsträger  für die Geltendmachung seiner Schäden selbst verantwortlich: 
Es folgt der zivile Arzthaftungsprozeß, mit dem ein strafrechtliches  Verfahren  ein-
hergehen kann.12 

Die juristische Erfassung der eben beschriebenen Situation steht nicht nur wegen 
der komplexen Strukturen des Arzt-Patienten-Verhältnisses, sondern auch ange-

7 Laufs , Arztrecht, Rn. 1; E. Jung , S. 110, spricht von „Wildwuchs". 
8 V. a. vertreten von Laufs , Arztrecht, Rn. 1 ff.  m. w. Nw.; relativierend aber ders ., in: FS Gei-

ger, S. 235 ff. 
9 Dazu ausführlich unten B. 
10 Zutreffend  Deutsch , Rn. 1. 
11 Zum Ganzen auch Francke , S. 33 ff. 
12 Wegen der unterschiedlichen Verfahrensgrundsätze  wird oft versucht, dem Zivilprozeß 

ein Strafverfahren  vorzuschalten; vgl. Ulsenheimer , in: Laufs/Uhlenbruck, § 112 Rn.7. Die zi-
vil- und strafrechtliche  Verantwortlichkeit fällt jedoch oft auch auseinander; dazu ebenfalls Ul-
senheimer,  in: Laufs/Uhlenbruck, § 112 Rn. 8 ff. 

2 Hollenbach 


